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Zuständigkeit zur Regelung des Unterhalts nach Wohnsitzwechsel des Kindes
Sachverhalt

Bei unserem konkreten Fall hat die VB eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB angeordnet. Die Anerkennung ist erfolgt. In der Zwischenzeit hat die Kindsmutter aber den Wohnsitz mehrmals gewechselt. Kann nun zum Abschluss eines Unterhaltsvertrages die Massnahme an den heutigen Wohnsitz der Kindsmutter übertragen werden?
Erwägungen

1. Bei der örtlichen Zuständigkeit  zur Regelung des Unterhalts sind folgende Situationen zu unterscheiden:
a. Es besteht noch keine Kindesschutzmassnahme: Diesfalls bleibt die bisherige Vormundschaftsbehörde mit der Angelegenheit befasst, sofern bei ihr ein Verfahren rechtshängig ist (was zutrifft, sobald ein Gesuch der Mutter oder eine offizielle Geburtsmeldung vorliegt, vergl. namentlich Art. 309 ZGB). Hängige Verfahren werden in der Regel nicht übertragen. Davon gibt es Ausnahmen: Erstens, wenn die bisherige Vormundschaftsbehörde überhaupt noch keinerlei Anstalten zur Unterhaltsregelung getroffen. Zweitens, wenn sich die Verhandlungen vom früheren Wohnsitz nicht mit vernünftigem Aufwand führen lassen. Es sind dies aber weniger verfahrensrechtliche als Opportunitätsüberlegungen, welche ein freundeidgenössisches Entgegenkommen der neuen Wohnsitzbehörde nahe legen und ausnahmsweise zur Übertragung eines Abklärungsdossiers führen können (ZVW 2002 S. 210 Ziff. 1.2.4.2 und S. 215 Ziff. 2.2.4). 

b. Es besteht eine Kindesschutzmassnahme, aber es wurde noch kein Zivilprozess anhängig gemacht (d.h. noch keine Unterhaltsklage eingeleitet): Diesfalls ist die Kindesschutzmassnahme an den neuen Wohnsitz zu übertragen, sofern der Beistand nicht vor dem Abschluss von Verhandlungsergebnisse steht (laufende Verhandlungen sollten nicht durch eine Übertragung der Massnahme ausgehebelt werden).

c. Es besteht eine Kindesschutzmassnahme, und der Beistand hat die Unterhaltsklage bereits eingeleitet: Hängige Zivilprozesse werden in der Regel vom bisherigen Beistand zu Ende geführt. Es ist aber durchaus denkbar, dass bei längeren Prozessen oder bei Kündigung eines amtlichen Mandatsträgers bei dessen Arbeitgeber ein Mandatswechsel erfolgt. Der Wohnsitzwechsel des Kindes vermag dagegen nur dann eine Übertragung der Massnahme (verbunden mit einem Mandatsträgerwechsel) zu rechtfertigen, wenn das Verfahren nicht vor dem Abschluss steht, sondern sich aus welchen Gründen auch immer in die Länge zieht. 
2. Falls eine Unterhaltsklage eingeleitet werden muss, geschieht dies am Wohnsitz einer Partei (Art. 17 Gerichtsstandsgesetz). Wenn weder am alten Wohnsitz des Kindes noch am Wohnsitz des Vaters eine Unterhaltsklage eingereicht worden ist, wird nach dem Wohnsitzwechsel des Kindes (nebst dem Wohn des Vaters) sein neuer Wohnsitz massgeblich für die gerichtliche Zuständigkeit. Auch von daher rechtfertigt sich die Massnahme in den Fällen, wo zwar eine Beistandschaft besteht, aber noch keine Klage eingeleitet worden ist. Andererseits ändert die Übertragung der Kindesschutzmassnahme nichts an der gerichtlichen Zuständigkeit, wenn die Klage vor Übertragung der Massnahme am früheren Wohnsitz des Kindes oder am Wohnsitz des Vaters eingeleitet worden ist. Wenig sinnvoll erscheint es, durch einen Beistand am neuen Wohnsitz den bereits hängigen Unterhaltsprozess am alten Wohnsitz weiterführen zu lassen (deshalb die Empfehlung unter Ziff. 1.c.).

3. Wie Sie den Fall schildern besteht für Sie die rechtliche Möglichkeit, die Beistandschaft an den neuen Wohnsitz der Mutter zu übertragen. Sie könnten sich aber allenfalls auch dazu entscheiden, die Beistandschaft zu behalten und die Unterhaltsklage am Wohnsitz des Vaters zu deponieren. Sie bleiben ja solange zur Vertretung des Kindes berechtigt, bis die Massnahme von der neuen Behörde übernommen ist (analoge Anwendung von Art. 444 ZGB, vergl. ZVW 2002 S. 214 Ziff. 2.2.3.2).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 24.1.2005
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